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Vorwort

Mit der Teilunwirksamkeit von Folgeverträgen, die antikompetitiv überhöhte 
Preise enthalten, widmet sich die vorliegende Untersuchung einem seit Jahr-
zehnten kontrovers diskutierten Thema auf der Schnittstelle zwischen dem all-
gemeinen Privatrecht, dem Wettbewerbsrecht (Kartellrecht) und dem Recht der 
wettbewerbsfördernden Regulierung der Netzsektoren Energie, Telekommu-
nikation und Eisenbahnen (Regulierungsrecht). In einem vielbeachteten Text 
aus dem Jahr 2006 sprach Karsten Schmidt dem Schutz vor privaten Wettbe-
werbsbeschränkungen die Bedeutung einer „Nagelprobe des Zivilrechts“ zu 
(AcP 206 [2006], 169 ff.). Das Wettbewerbsrecht und das Regulierungsrecht 
können das Privatrecht aber nur dann von der anspruchsvollen Aufgabe der 
zutreffenden Behandlung des ambivalenten Phänomens „private Macht“ entlas-
ten, wenn sie ebenso wie das Privatrecht zuvörderst der chancengleichen Selbst-
bestimmung der Marktteilnehmer und keinem vage konturierten überindividu-
ell-objektiven Institutsschutz verpflichtet sind. Vor diesem Hintergrund setzt 
sich die Untersuchung zum Ziel, die gemeinsamen rechtlichen und ökonomi-
schen Grundlagen des wirtschaftsbezogenen Privatrechts, des Wettbewerbs-
rechts und des Regulierungsrechts herauszuarbeiten, um die Bürger effektiv vor 
privaten Wettbewerbsbeschränkungen zu schützen, indem ihnen nicht nur de-
liktische, sondern auch vertragliche Rechtsbehelfe an die Hand gegeben wer-
den. Sie will damit zugleich einen Beitrag dazu leisten, die gesellschaftspoliti-
sche Aufgabe eines freiheitsschützenden Wettbewerbs wieder mehr in den 
Blickpunkt zu rücken; denn ohne eine an den Funktionsbedingungen einer 
wettbewerblichen Marktwirtschaft ausgerichtete Domestizierung privater 
Machtpositionen steht nicht selten auch die politische Chancengleichheit nur 
auf dem Papier.

Die Untersuchung wurde im Wintersemester 2013/2014 von den Mitgliedern 
des Fachbereichs Rechtswissenschaft der Freien Universität Berlin als Habilita-
tionsschrift angenommen. Zum Zwecke der Veröffentlichung wurde der Text 
überarbeitet und um Nachweise bis zum Sommer 2014 ergänzt. Nicht mehr 
berücksichtigt werden konnte deshalb die Richtlinie 2014/104/EU vom 26. No-
vember 2014 über bestimmte Vorschriften für Schadensersatzklagen nach na
tionalem Recht wegen Zuwiderhandlungen gegen wettbewerbsrechtliche Be-
stimmungen der Mitgliedstaaten und der Europäischen Union (ABl.EU Nr. L 
349/1 vom 5.12.2014). Schon weil die Richtlinie in zentralen Aussagen auf dem 
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ursprünglichen Kommissionsvorschlag beruht (Pressemitteilung der EU-Kom-
mission v. 10.11.2014, IP/14/1580), sind die Ergebnisse der Untersuchung etwa 
zum generellen Verhältnis von „public enforcement“ und „private enforcement“ 
weiterhin aktuell.

Die Untersuchung entstand während meiner Tätigkeit als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Institut für Deutsches und Europäisches Wirtschafts-, Wettbe-
werbs- und Regulierungsrecht der Freien Universität Berlin. Sie wurde betreut 
von meinem verehrten akademischen Lehrer Univ.-Prof. em. Dr. iur. Dr. rer. 
pol. Dres. h. c. Franz Jürgen Säcker, dem ich für seine nachhaltige Unterstüt-
zung besonders herzlich danken möchte. Zu Dank verpflichtet bin ich auch 
Herrn Univ.-Prof. Dr. Gregor Bachmann für die zügige Erstellung des Zweit-
gutachtens sowie Herrn Univ.-Prof. em. Dr. Ingo Schmidt für das wirtschafts-
wissenschaftliche Sondergutachten. Wesentlich zum Gelingen beigetragen hat 
das fruchtbare Diskussionsklima am Institut. Pars pro toto benennen möchte 
ich die instruktiven Gespräche mit Herrn Prof. Dr. Kurt Markert, M.C.J. 
(NYU), Direktor beim Bundeskartellamt a. D. Zu Dank verpflichtet bin ich 
auch Frau Dr. Annegret Groebel, Direktorin bei der Bundesnetzagentur, für 
den erhellenden Austausch über die ökonomischen Grundlagen der Regulie-
rung der Netzsektoren. Herzlichst danken möchte ich last but not least meinem 
Doktorvater Univ.-Prof. a. D. Dr. Klaus Adomeit, der meinen wissenschaftli-
chen Werdegang seit vielen Jahren tatkräftig und mit Wohlwollen begleitet.

Meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am Institut für Kartell-, Energie- 
und Telekommunikationsrecht der Technischen Universität Dresden haben 
mich mit großem Engagement bei den Korrekturarbeiten unterstützt. Ein be-
sonderer Dank gilt Frau Isabel Bürger und Herrn Marvin Kalina für die akribi-
sche Vervollständigung des Sachregisters.

Danken möchte ich schließlich dem Förderungs- und Beihilfefonds der VG 
Wort für die finanzielle Unterstützung der Drucklegung dieser Untersuchung.

Ich widme die Untersuchung meiner Frau Sondra, meinem Sohn Leonard 
sowie im Andenken meinen lieben Eltern Elise und Alfred.
 
Dresden und Berlin, im Oktober 2014	 Jochen Mohr
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